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 6. Dezember 2018 
 
 
Bebauungsplan „Ulm – Himmelsweiler V“ in Ulm 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
 
 
Sehr geehrter Herr Kastler, 
 
die Industrie- und Handelskammer Ulm hat im Anhörungsverfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB 
zum Entwurf des oben genannten Bebauungsplans - auf Grundlage der vorliegenden 
Unterlagen - keine Bedenken oder Anregungen vorzubringen.  
 
Die IHK Ulm begrüßt ausdrücklich die Bereitstellung neuer Gewerbeflächen bzw. die 
Erweiterung des bestehenden Gewerbegebiets. Aufgrund der verkehrlich hervorragenden 
Lage des Gebiets an der A8 und dem Containerbahnhof handelt es sich um hochwertige 
Industrie- bzw. Gewerbeflächen. Diese sollten dem verarbeitenden bzw. produzierenden 
Gewerbe sowie Logistikunternehmen vorbehalten bleiben 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

Annika Höntsch   
 
 
 
 

IHK Ulm  |  Postfach 24 60  |  89014 Ulm 

Stadt Ulm 
SUB 
Münchner Strasse 2 
89070 Ulm 
 

Standortpolitik 
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Dieses Schreiben wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig 

  

Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und 
Dienstleistungen der Bundeswehr 

 Infra I 3 

Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen 
der Bundeswehr ▪ Postfach 29 63 ▪ 53019 Bonn   Fontainengraben 200, 53123 Bonn

Postfach 29 63, 53019 Bonn
Telefon: +49 (0)228 5504 - 4589
Telefax: +49 (0)228 5504 - 5763

Bw: 3402 - 4589
baiudbwtoeb@bundeswehr.org

  
Stadt Ulm 
Hauptabteilung Stadtplanung 
Herr Kastler 
 
89070 Ulm 
 
via Email 

  

 

Aktenzeichen Bearbeiter/-in Bonn, 

Infra I 3 Az.: 45-60-00// 
V-161-18-BBP 

Herr Golinski 17. Dezember 2018 

 
 BETREFF Bebauungsplanverfahren „Himmelweiler V“, Stadt Ulm 

hier: TÖB-Beteiligung der Behörden – Stellungnahme der Bundeswehr 

 BEZUG 1. Ihr Schreiben vom: 15.11.2018 
Ihr Zeichen: ohne 

 ANLAGE - / -  

 

Sehr geehrter Herr Kastler, 

   
 
gegen die im Betreff angegebene Maßnahme bestehen bei gleichbleibender Sach- und Rechtslage, keine 
Bedenken. Die Belange der Bundeswehr sind berührt, aber Einhaltung der geplanten Bauhöhen nicht beein-
trächtigt. 
 
Im weiteren Verfahren ist das Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-
wehr weiterhin zu beteiligen. 
 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

Golinski 
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Dienstgebäude Konrad-Adenauer-Str. 20 · 72072 Tübingen · Telefon 07071 757-0 · Telefax 07071 757-3190 

poststelle@rpt.bwl.de ·  www.rp.baden-wuerttemberg.de ·  www.service-bw.de 

Buslinie 2 · Haltestelle „Regierungspräsidium" oder „Landespolizeidirektion" 

 

   

REGIERUNGSPRÄSIDIUM TÜBINGEN 
  

Regierungspräsidium Tübingen · Postfach 26 66 · 72016 Tübingen 

 
Stadt Ulm 
SUB 
Herrn Heinrich Kastler 
 
Per E-Mail: h.kastler@ulm.de 

CC: info@ulm.de 

Tübingen 18.12.2018 

Name Sandra Kreußer 

Durchwahl 07071 757-3253 

Aktenzeichen 21-15/2511.2- 2101.0/280/51

(Bitte bei Antwort angeben) 
 

 

 

 Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an Bauleitplanverfahren und vergleichba-

ren Satzungsverfahren (§ 4 Abs. 1 Baugesetzbuch) 

Schreiben/E-Mail vom 15.11.2018 

 

 

A. Allgemeine Angaben 

 

Stadt Ulm 
 

 Flächennutzungsplanänderung  

 Bebauungsplan „Ulm – Himmelweiler V“ 

 Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan  

 sonstige Satzung 

 
 

B. Stellungnahme 

 

 Keine Anregungen oder Bedenken. 

 Fachliche Stellungnahme siehe Seite 2. 
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1. Belange des Straßenwesens 

 

1. Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regel-

fall nicht überwunden werden können. 

 

1.1. Art der Vorgabe 

Außerhalb des Erschließungsbereiches von Bundesautobahnen besteht in einem Ab-

stand bis 40 m vom Fahrbahnrand ein Anbauverbot für Hochbauten (§ 9 Abs. 1 

FStrG) und bauliche Anlagen (§ 9 Abs. 2 FStrG), sowie für Werbeanlagen (§ 9 Abs. 6 

FStrG). Bis 100 m bei Bundesautobahnen dürfen bauliche Anlagen und Werbeanla-

gen nur mit Zustimmung der Straßenbauverwaltung errichtet werden. Diese im Ver-

kehrsinteresse bestehende Vorgabe ist im Grundsatz auch bei der Aufstellung von 

Bebauungsplänen zu beachten. 

 

1.2. Möglichkeiten der Überwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen) 

So wie in § 9 Abs. 8 FStrG in bestimmten Fällen Ausnahmen vom Anbauverbot mög-

lich sind, kann, wenn die verkehrlichen Belange dies zulassen, im Einzelfall im Ein-

vernehmen mit der Straßenbauverwaltung durch einen Bebauungsplan eine nähere 

Bebauung zugelassen werden.  

 

Sofern das Einvernehmen mit der Straßenbauverwaltung nicht zustande kommt, gel-

ten die Anbaubeschränkungen gemäß § 9 Abs. 1 FStrG bzw. § 22 Abs. 1 StrG unge-

achtet der planerischen Festsetzungen im Bebauungsplan gemäß § 9  Abs. 7 FStrG 

bzw. § 22 Abs. 6 StrG, da der Bebauungsplan nicht unter Mitwirkung des Trägers der 

Straßenbaulast zustande gekommen ist (vgl. VGH Hessen vom 22.07.1999 in ZfBR 

2000, S. 194-197). 

 

 

2. Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berüh-

ren können, mit Angabe des Sachstandes. 

Der vorliegende Bebauungsplan überlagert  den planfestgestellten Ausbaubereich mit 

Doppelanschluss der A 8.Die Fertigstellung ist im Jahre 2020 geplant.  

 

3. Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan, 

gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechts-

grundlage und Hinweise zum Vollzug. 
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Zum Entwurf: 

3.1. Abstände zu Baugrenzen, Anbauverbotszone 

Gegen die entlang der A 8 außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grund-

stücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrt im angeschlossenen Entwurf vom 

08.10.2018 eingetragenen Baugrenzen im Abstand von 40 m bestehen keine Beden-

ken. 

 

3.2. Nicht überbaubare Grundstücksstreifen, Pflanzstreifen 

Die zwischen den Baugrenzen und den Straßenflächen bestehenden Grundstücksflä-

chen gelten als nicht überbaubare Grundstücksstreifen. 

 

Auf diesen nicht überbaubaren Grundstücksstreifen dürfen gemäß § 9 FStrG keine 

Hochbauten und bauliche Anlagen, auch Fahrwege errichtet werden.  

Ebenso dürfen Garagen und Stellplätze i. S. § 12 BauNVO sowie Nebenanlagen  i.S. 

§ 14 BauNVO, d. h. Hochbauten, Garagen, Stellplätze und sonstige Nebenanlagen, z. 

B. Lagerflächen, usw., nicht zugelassen werden (§ 12 Abs. 6 und § 14 Abs. 1 Satz 2 

BauNVO 1990).  

 

Nebenanlagen, welche nach § 14 BauNVO in einem Baugebiet auch außerhalb der 

Baugrenzen zulässig sein können, dürfen innerhalb des vorgenannten Anbauverbots 

nicht ohne die ausdrückliche Zustimmung der Straßenbauverwaltung zugelassen 

werden. Nach der LBO genehmigungsfreie Anlagen bedürfen in diesem Bereich der 

Genehmigung der Straßenbauverwaltung. 

 

Punkt 1.12.1 der planungsrechtlichen Festsetzungen ist entsprechend zu korrigieren 

bzw. zu ergänzen. 

 

3.3  Werbeanlagen 

Werbeanlagen, auch selbständige Werbetürme und Fahnen dürfen im Plangebiet in 

einer Entfernung bis zu 100 m zum neuen befestigten Fahrbahnrand der BAB A 8 

(auch des Astes) nur mit ausdrücklicher Zustimmung der Straßenbauverwaltung zu-

gelassen werden. 

Diese Vorgabe ist in die örtlichen Bauvorschriften aufzunehmen. 

 

3.4. Planfeststellung „6-streifiger Ausbau der A8 mit Doppelanschlussstelle 

Ulm-West/Ulm-Nord“ 

Das Plangebiet überlagert planfestgestellte Bauflächen zum Ausbau der A 8. 
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Innerhalb der Planfeststellungsgrenze gilt die Veränderungssperre 

Entsprechend dem vorgelegten Vorentwurf sollen in diesem Bereich Stellplätze, 

Fahrwege und öffentliche Grünflächen angelegt werden. 

 

In die planungsrechtlichen Festsetzungen ist aufzunehmen, dass innerhalb der plan-

festgestellten Bauflächen bis zum Abschluss der vorgenannten Straßenbaumaßnah-

me Veränderungen jeglicher Art am Bestand unzulässig sind.  

In diesem Bereich dürfen bis zur Fertigstellung des 6-streifigen Ausbaus der A 8 mit 

Doppelanschlussstelle keine Aufschüttungen bzw. Abgrabungen erfolgen, keine 

Stellplätze und Fahrwege angelegt und keine Bäume gepflanzt werden. 

 

Hinweise: 

Bei Beginn der Baulanderschließung bzw. Bebauung des Plangebietes vor dem Ab-

schluss des 6-streifigen Ausbaus der A 8 sind Tätigkeiten mit Schnittstellen mit dem 

Regierungspräsidium – Referat 42 – abzustimmen. 

 

Am südwestlichen Eck des Geltungsbereichs des Bebauungsplans befindet sich die, 

im Zuge der DAS planfestgestellte Ausgleichsmaßnahme 1 A CEF „Vorlaufende CEF-

Maßnahme zur Erhaltung der ökologischen Funktionsfähigkeit der Zauneidechsenpo-

pulation südwestlich des Gewerbegebiets Himmelweiler“ mit bauzeitlichem 

Reptilienschutzzaun (siehe Planauszug).  

Dieser Reptilienschutzzaun darf während der Bauzeit der BAB-Ausbaumaßnahme 

nicht verändert werden. 
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Das Regierungspräsidium Tübingen - Referat 45 - bittet um Beteiligung am weiteren 

Verfahren. 

 

 

 

2. Belange des Grundwasser- und Bodenschutzes 

 

Keine Anregungen. 

  

 

 

gez. 

Kreußer
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Nr. 21-15/2511.2-2101.0/280/51 

 

 

 

 

Dem 

Landratsamt Alb-Donau-Kreis 

Per E-Mail: info@alb-donau-kreis.de 

 

 

 

und 

 

 

 

Dem 

Regionalverband Donau-Iller 

Per E-Mail: sekretariat@rvdi.de 

CC: martin.samain@rvdi.de 

 

 

 

mit der Bitte um Kenntnisnahme. 

 

 

 

 

Tübingen, 18.12.2018 

Regierungspräsidium 

 

 

 

gez. 

Kreußer 
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